
Anlage 3

Auswahl wichtiger Rechtsgrundlagen zum Pflegekinderdienst in der thematischen Rei-
henfolge der Beschlussvorlage, Punkt 4

Zur Vollzeitpflege als Hilfe zur Erziehung:

Vollzeitpflege $ 33 SGB VIU

Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege soll entsprechend dem Alter und Entwicklungsstand des
Kindes oder des Jugendlichen und seinen persönlichen Bindungen sowie den Möglichkeiten
der Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie Kindern und Jugendli-
chen in einer anderen Familie eine zeitlich beftistete Erziehungshilfe oder eine auf Dauer an-
selegte Lebensform bieten. Für besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Tugendli-
che sind geeignete Formen der Familienpflege zu schaffen und auszubauen.

Hilfe zur Erziehung $ 27 SGB VII Fassung ab 01.10.2005

(1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei dex Erziehung eines Kindes oder eines Jugendlichen
Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Jugend-
lichen entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe für seine Entwicklung
geeignet und notwendig ist.

(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach Maßgabe der $$ 28 bis 35 gewährt. Artund
Umfang der Hilfe richten sich nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall; dabei soll das
engere soziale Umfeld des Kindes oder des Jugendlichen einbezogen werden. Die Hilfe ist in
der Regel im Inland zu erbringen; sie darf nur dann im Ausland erbracht werden, wenn dies
nach Maßgabe der Hilfeplanung zur Erreichung des Hilfezieles im Einzelfall erforderlich ist.

(2a) Ist eine Erziehung des Kindes oder Jugendlichen außerhalb des Eltemhauses erforderlich,
so entfällt der Anspruch auf Hilfe zur Erziehung nicht dadurch, dass eine andere unterhalts-
pflichtige Person bereit ist, diese Aufgabe zu übernehmen; die Gewährung von Hilfe zur Er-
ziehung setzt in diesem Fall voraus, dass diese Person bereit und geeignet ist, den Hiülfebedarf
in Zusammenarbeit mit dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach Maßgabe der $3 36 und
37 zu decken.

(3) Hilfe zur Erziehung umfasst insbesondere die Gewährung pädagogischer und damit ver-
bundener therapeutischer Leistungen. Sie soll bei Bedarf Ausbildungs- und Beschäftigungs-
maßnahmen im Sinne des $ 13 Abs. 2 einschließen.

(4) Wird ein Kind oder eine Jugendliche während ihres Aufenthaltes in einer Einrichtung oder
einer Pflegefamilie seibst Mutter eines Kindes, so umfasst die Filfe zur Erziehung auch die
Unterstützung bei der Pflege und Erziehung dieses Kindes.

Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie 837 SGB VII

(2) Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme des Kindes oder des Jugendlichen und während
der Dauer der Pflege Anspruch auf Beratung und Unterstützung; dies gilt auch in den Fällen,
in denen dem Kind oder dem Jugendlichen weder Hilfe zur Erziehung noch Eingliederungs-
hilfe gewährt wird oder die Pflegeperson der Erlaubnis nach $ 44 nicht bedarf. $ 23 Abs. 4
güt entsprechend.
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(3) Das Jugendamt soll den Erfordemissen des Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle
überprüfen, ob die Pflegeperson eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche
Erziehung gewährleistet. Die Pflegeperson hat das Jugendamt über wichtige Ereignisse zu
unterrichten, die das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen betreffen.

Zum staatlichen Wächteramt:

Grundgesetz Artikel 6

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst
ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft,

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines
Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder
wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen.

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft.

(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre
leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den
ehelichen Kindern.

$ 8a SGB VIII _Schutzauftrag bei Kindeswohlsefährdung

eingefügt ab 01.30.2005

{1) Werden dem Jugendamt gewichtise Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines
Kindes oder Iugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken
mehrerer Fachkräfte abzuschätzen. Dabei sind die Personensorgeberechtigten sowie das Kind

oder der Jugendliche einzubeziehen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder
des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. Hält das Jugendamt zur Abwendung der
Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es diese den
Personensorgeberechtigten oder den Erziehungsberechtigten anzubieten.

(2) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach
diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass deren Fachkräfte den Schutzauftrag nach
Absatz 1 in entsprechender Weise wahrnehmen und bei der Abschätzung des
Gefährdungsrisikos eine insoweit erfahrene Fachkraft hinzuziehen. Insbesondere ist die
Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte bei den Personensorgeberechtigten oder den
Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für
erforderlich halten, und das Jugendamt informieren, falls die angenommenen Hilfen nicht
ausreichend erscheinen, um die Gefährdung abzuwenden.

(3) Hält das Jugendamt das Tätiswerden des Familiengerichts für exforderlich, so hat es das
Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Personensorgeberechtigten oder die
Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei der Abschätzung des
Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine düngende Gefahr und kann die Entscheidung
des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den
Jugendlichen in Obhut zu nehmen.
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(4) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der
Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die
Inanspruchnahme durch die Personensorgeberechtigten oder die Erziebungsberechtigten
hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich und wirken die
Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das
Jugendamt die anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein.

Zum Recht auf Erziehung, zur Eiternveranfwortung, zu den Rechten der Kinder:

Grundsesetz
Artikel 1

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung
aller staatlichen Gewalt.

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen
Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der
Gerechtigkeit in der Welt.

(3) Dienachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und
Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.

Artikel 2

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die
Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz
verstößt.

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist
unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.

Artikel 6 (siehe oben)

Recht auf Erziehuns, Elternverantwortung, Tusendhilfe, $1 5GB VII

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu
einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvördezst
ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz } insbesondere
1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und

dazu beitragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen.
2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und

unterstützen
3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen,
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4, dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre
Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder

zu schaffen.

Beteilinine von Kindern und Jugendlichen $8 SGB VEI

(1} Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen sie
betreffenden Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen. Sie sind in geeigneter
Weise auf ihre Rechte im Verwaltungsverfahren sowie im Verfahren vor dem
Familiengericht, dem Vormundschaftsgericht und dem Verwaltungsgericht hinzuweisen.

(2) Kinder und Jugendliche haben das Recht, sich in allen Angelegenheiten der Erziehung und
Entwicklung an das Jugendamt zu wenden.

(3) Kinder und Jugendliche können ohne Kenntnis des Personensorgeberechtigten beraten
werden, wenn die Beratung aufgrund einer Not- und Konfliktlage erforderlich ist und solange
durch die Mitteilung an den Personensorgeberechtigten der Beratungszweck vereitelt würde.

Grundrichtung der Erziehung, Gleichberechtisung von Mädchen und Jungen $ 9 SGB VIII

Bei der Ausgestaltung der Leistungen und der Erfüllung der Aufgaben sind
1. die von den Personensorgeberechtigten bestimmte Grundrichtung der

Erziehung sowie die Rechte der Personensorgeberechtigten und des Kindes
oder des Jugendlichen bei der Bestimmung der religiösen Erziehung zu
beachten,

2. die wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürfnis des Kindes oder des
Jugendiichen zu selbständigem, verantwortungsbewussten Handeln sowie die
jeweiligen besonderen sozialen und kulturellen Bedürfnisse und Eigenarten
junger Menschen und ihrer Familien zu berücksichtigen,

3. die unterschiedlichen Lebenslagen von Mädchen und Jungen zu
berücksichtigen, Benachteiligungen abzubauen und die Gleichberechügung
von Mädchen und Jungen zu fördern.

Inhalt und Grenzen der Personensorse $ 1631 BGB

(1) Die Personensorge umfasst insbesondere die Pflicht und das Recht, das Kind zu pflegen,
zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen.

(2) Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, seelische
Verletzungen und andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig.

(3) Das Familiengericht hat die Eltern auf Antrag bei der Ausübung der Personensorgein
geeigneten Fällen zu unterstützen.

Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls $ 1666 BGB

(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder sein Vermögen durch
missbräuchliche Ausübung der elterlichen Sorge, durch Vernachlässigung des Kindes, durch
unverschuldetes Versagen der Eltern oder durch das Verhalten eines Dritten gefährdet, so hat
das Familiengericht, wenn die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage sind, die Gefahr
abzuwenden, die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßnahmen zu treffen.
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(2) In der Regel ist anzunehmen, dass das Vermögen des Kindes gefährdet ist, wenn der
Inhaber der Vermögenssorge seine Unterhaltsp£licht gegenüber dem Kind oder seine mit der
Vermögenssorge verbundenen Pflichten verletzt oder Anordnungen des Gerichts, die sich auf
die Vermögenssorge beziehen, nicht befolgt.

(3) Das Gericht kann Erklärungen des Inhabers der elterlichen Sorge ersetzen.

(4) In Angelegenheiten der Personensorge kann das Gericht auch Maßnahmen mit Wirkung
gegen einen Dritten treffen.

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit; Vorrang öffentlicher Hilfen $ 16664 BGB

(1) Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden
ist, sind nur zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche
Hilfen, begegnet werden kann. Dies gilt auch, wenn einem Elternteil vorübergehend oder auf
unbestimmte Zeit die Nutzung der Familienwohnung untersagt werden soll. Wird einem
Eiternteil oder einem Dritten die Nutzung der vom Kind mitbewohnten oder einer anderen

Wohnung untersagt, ist bei der Bemessung der Dauer der Maßnahme auch zu
berücksichtigen, ob diesem das Eigentum, das Erbbaurecht oder der Nießbrauch an dem
Grundstück zusteht, auf dem sich die Wohnung befindet. Entsprechendes gilt für das

Wohnungseigentum, das Dauerwohnrecht, das dingliche Wohnrecht oder wenn der Elternteil
oder Dritte Mieter der Wohnung ist.

(2) Die gesamte Personensorge darf nur entzogen werden, wenn andere Maßnahmen erfolgios
geblieben sind oder wenn anzunehmen ist, dass sie zur Abwendung der Gefahr nicht
ausreichen.

Pfiegekinderwesen als Pflicktaufgabe des Jugendamtes

Aufgaben der Jusendhilfe $ 2 SGB VII
Fassung ab 01.10.2005

(1) Die Jugendhilfe umfasst Leistungen und andere Aufgaben zugunsten junger Menschen
und Familien.

(2) Leistungen der Jugendhilfe sind:

1. Angebote der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen
Kinder- und Jusendschutzes (83 11 bis 14),

2. Angebote zur Förderung der Erziehung in der Familie ($$ 16 bis 21),
3. Angebote zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und ın

Tagespflege (8$ 22 bis 25),
4. Hilfe zur Erziehung und ergänzende Leistungen ($$ 27 bis 35, 36, 37,39, 40),
5. Hilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche und ergänzende

Leistungen (8$ 35a bis 37, 39, 40),

6. Hilfe für junge Volljährige und Nachbetreuung ($ 41).

(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe sind
1. die Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen ($ 42),
2. aufgehoben
3, die Erteilung, der Widerruf und die Zuricknahme der Pflegeerlaubnis ($$ 43,

44),
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4. die Erteilung, der Widerruf und die Zurücknahme der Erlaubnis für den Betrieb
einer Einrichtung sowie die Erteilung nachträglicher Auflagen und die damit
verbundenen Aufgaben ($$ 45 bis 47, 48a),

5. die Tätigkeitsuntersagung ($$ 48, 48a),
6. die Mitwirkung in Verfahren vor den Vormundschafts- und den

Familiengerichten ($ 30),
7. die Beratung und Belehrung in Verfahren zur Annahme als Kind ($ 51),
8. die Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz ($ 52),
9. die Beratung und Unterstützung von von Müttern bei

Vaterschaftsfeststellungen und Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen
sowie von Pflegern und Vormündem ($$ 52a, 53),

10. die Erteilung, der Widerruf und die Zurücknahme der Erlaubnis zur
Übernahme von Vereinsvormundschaften ($ 54),

1l. _ Beistandschaft, Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft und
Gegenvormundschaft des Jugendamts ($$ 55 bis 58),

12. Beurkundung und Beglaubigung ($ 59),
13. die Aufnahme von vollstreckbaren Urkunden ($ 60).

88 27. 33 SGB VII (siehe oben)

Rechtliche Grundlagen zur Durchführung der Vollzeitpflege

88 33 SGB _VIIL {sıehe oben)

Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche 3 35a SGB vi
Fassung ab 01.10.2005

(1) Kinder oder Jugendliche baben Anspruch auf Eingliederungskilfe, wenn,
1. ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs

Monate von dem für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht und

2. daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine
solche Beeinträchtigung zu erwarten ist.

Von einer seelischen Behinderung bedroht im Sinne dieses Buches sind Kinder oder
Jugendliche, bei denen eine Beeinträchtigung ihrer Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
nach fachlicher Erkenntois mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. $ 27 Abs. 4 gilt

entsprechend.

(1a) Hinsichtlich der Abweichung der seelischen Gesundheit nach Absatz | Satz 1 Nr. 1 hat
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Stellungnahme

1. eines Arztes für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie,
2. eines Kinder- und Jugendpsychotherapeuten oder
3. eines Arztes oder eines psychologischen Psychotherapeuten,

der über besondere Erfahrungen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei Kindern und
Jugendlichen verfügt, einzuholen. Die Stellungnahme ist auf der Grundlage der
Internationalen Klassifikation der Krankkeiten in der vom Deutschen Institut für medizinische

Dokumentation und Information herausgegebenen deutschen Fassung zu erstellen. Dabei ist
auch darzulegen, ob die Abweichung Krankheitswert hat oder auf einer Krankheit beruht. Die
Hilfe soll nicht von der Person oder dem Dienst oder der Einrichtung, der die Person

angehört, die die Stellungnahme abgibt, erbracht werden.

(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf ım Einzelfall
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1. in ambulanter Form,
2. in Tageseinrichtungen für Kinder oder in anderen teilstationären Einrichtungen,
3. durch geeignete Pflegepersonen und
4. in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen geleistet.

(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestimmung des Personenkreises sowie die Ärt der
Leistungen richten sich nach $ 53 Abs. 3 und 4 Satz 1, den $$ 54, 56 und (bereits ab
01.07.2004:) 57 des Zwölften Buches, soweit diese Bestimmungen auch auf seelisch
behinderte oder von einer solchen Behinderung bedrohte Personen Anwendung finden.

(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu leisten, so sollen Einrichtungen, Dienste und
Personen in Anspruch genommen werden, die geeignet sind, sowohl die Aufgaben der
Eingliederungshilfe zu erfüllen als auch den erzieherischen Bedarf zu decken. Sind
heilpädagogische Maßnahmen für Kinder, die noch nicht. im schulpflichtigen Alter sind, in
Tageseinrichtungen für Kinder zu gewähren und lässt der Hilfebedarf es zu, so sollen
Einrichtungen in Anspruch genommen werden, in denen behinderte und nichtbehinderte
Kinder gemeinsam betreut werden.

Mitwirkung, Hilfeplan $ 36 SGB VII
Fassung ab 01.10.2005

(1) Der Personensorgeberechtigte und das Kind oder der Jugendliche sind vor der
Entscheidung über die Inanspruchnahme einer Hilfe und vor einer notwendigenÄnderung
von Art und Umfang der Hilfe zu beraten und auf die möglichen Folgen für die Entwicklung
des Kindes oder des Jugendlichen hinzuweisen. Vor und während einer langfristig zu
leistenden Hilfe außerhalb der eigenen Familie ist zu prüfen, ob die Annahme als Kind in
Betracht kommt. Ist Hilfe außerhalb der eigenen Familie erforderlich, so sind die in Satz 1
senannten Personen bei der Auswahl der Einrichtung oder der Pflegestelle zu beteiligen. Der
Wahl und den Wünschen ist zu entsprechen, sofern sie nicht mit unverhältnismäßigen
Mehrkosten verbunden sind. Wünschen die in Satz 1 genannten Personen die Erbringung

einer in $ 78a genannten Leistung in einer Einrichtung, mitderen Träger keine
Vereinbarungen nach $ 785 bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen werden, wenn die
Erbringung der Leistung in dieser Einrichtung nach Maßgabe des Hüfeplanes nach Absatz 2
geboten ist.

(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe
voraussichtlich für längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte
getroffen werden. Als Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe sollen sie zusammen mit
dem Personensorgeberechtigten und dem Kind oder dem Jugendlichen einen Hilfeplan
aufstellen, der Feststellungen über den. Bedarf, die zu gewährende Art der Hilfe sowie die
notwendigen Leistungen enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die gewählte FHilfeart
weiterhin geeignet und notwendig ist. Werden bei der Durchführung der Hilfe andere
Personen, Dienste oder Einrichtungen tätig, so sind sie oder deren Mitarbeiter an der
Aufstellung des Hilfeplans und seiner Überprüfung zu beteiligen.

(3) Erscheinen Hilfen nach $ 35a erforderlich, so soll bei der Aufstellung und Änderung des
Hilfeplans sowie bei der Durchführung der Hilfe die Person, die eine Stellungnahme nach $
35a Abs. la abgegeben hat, beteiligt werden; vor einer Entscheidung über die Gewährung
einer Hilfe zur Erziehung, die ganz oder teilweise im Ausland erbracht werden soll, sol! zum
Ausschluss einer seelischen Störung mit Krankheitswert die Stellungnahme einer in $ 35a
Abs. 1a Satz 1 genannten Person eingeholt werden. Erscheinen Maßnahmen der beruflichen

Eingliederung erforderlich, so sollen auch die Stellen der Bundesagentur für Arbeit beteiligtwerden.
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Anhörung des Kindes und der Pflegeperson in Sorgerechtsverfahren

Gesetz über die Angelegenheiten der freiwillisen Gerichtsbarkeit {FGG)_$ 50b

(1) Das Gericht hört in einem Verfahren, das die Personen- oder Vermögenssorge betrifft, das
Kind persönlich an, wenn die Neigungen, Bindungen oder der Wille des Kindes für die
Entscheidung von Bedeutung sind oder wenn es zur Feststellung des Sachverhaltsangezeigt
erscheint, daß sich das Gericht von dem Kind einen unmittelbaren Eindruck verschafft.

(2) Hat ein Kind das vierzehnte Lebensjahr vollendet und ist es nicht geschäftsunfähig, so hört
das Gericht in einem Verfahren, das die Personensorge betrifft, das Kind stets persönlich an.
In vermögensrechtlichen Angelegenheiten soll das Kind persönlich angehört werden, wenn
dies nach der Art der Angelegenheit angezeigt erscheint. Bei der Anhörung soll das Kind,
soweit nicht Nachteile für seine Entwicklung oder Erziehung zu befürchten sind, über den

Gegenstand und möglichen Ausgang des Verfahrens in geeigneter Weise unterrichtet werden;
ihm ist Gelegenheit zur Außerung zu geben.

(3) In den Fällen des Absatzes 1 und des Absatzes 2 Satz 1 darf das Gericht von der
Anhörung nur aus schwerwiegenden Gründen absehen. Unterbleibt die Anhörungallein
wegen Gefahr im Verzug, so ist sie unverzüglich nachzuholen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Mündel entsprechend.

$ 50c FGG

Lebt ein Kind seit längerer Zeit in Familienpflege, so hört das Gericht in allen die Person des
Kindes betreffenden Angelegenheiten auch die Pflegeperson an, es sei denn, daß davon eine
Aufklärung nicht erwartet werden kann. Satz 1 gilt entsprechend, wenn das Kind auf Grund
einer Entscheidung nach $ 1682 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bei dem dort genannten
Ehegatten oder Umgangsberechtigten lebt.


